
BUND-Stellungnahme zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Brennstoffemissions-
handelsgesetzes 
 
Stellungnahme zum Referentenentwurf der Bundesregierung  
(Stand des Entwurfs: 02.07.2026)  
 

Deutschland verfehlt die gesetzlichen Klimaziele, hauptverantwortlich dafür sind der 

Verkehrs- und Gebäudebereich. Der nationale CO2-Preis auf fossile Brennstoffe ist ein 

zentrales Lenkungsinstrument, um die Emissionen in diesen Sektoren zu senken. Der 

Projektionsbericht 2026 des Umweltbundesamts rechnet mit deutlich steigenden CO2-

Preisen. Für das Jahr 2027 werden CO2-Preise von 80 Euro/t angesetzt, für 2028 95 Euro/t 

und weiter ansteigend in 15-Euro Schritten auf 125 Euro/t im Jahr 2030. Die geplante 

Beibehaltung des Preiskorridors von 55-65 Euro pro Emissionszertifikat anstelle der 

marktreferenzierten Preise, die aufgrund der verschobenen Einführung des EU-ETS 2 

gegolten hätten, ist klimapolitisch, ökologisch, wirtschaftlich und sozial kontraproduktiv.  

Preissteigerungen sind ein wichtiger Bestandteil eines Maßnahmen-Mixes, um die im 

Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegten Ziele einzuhalten. Trotzdem hat sich der 

Koalitionsausschuss im Mai 2026 darauf geeinigt, dass der nationale CO2-Preis auf dem 

aktuellen Niveau eingefroren werden soll. Der Referentenentwurf greift dies auf und blendet 

dabei die vielfältigen negativen Folgen weitgehend aus. Er setzt falsche Anreize, steigert das 

Risiko für Lock-In-Effekte und entzieht dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) Mittel, 

die dringend benötigt werden.  

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) lehnt den vorliegenden 

Gesetzentwurf ab. Wir fordern, die geplante Anhebung beizubehalten und Einnahmen aus der 

CO2-Bepreisung für klimapolitisch und sozial wirksame Maßnahmen zu verwenden, wie 

sozial zielgerichtete Förderprogramme und die pro-Kopf-Auszahlung eines Klima- oder 

Mobilitätsgeldes. Im Folgenden legen wir unsere Kritik im Einzelnen dar.  

Ausbleiben des notwendigen Lenkungseffekts 

Der CO2-Preis folgt dem Verursacherprinzip. CO2-Emissionen und Umweltverschmutzung 

verursachen einen langfristigen gesellschaftlichen Schaden, dessen finanziellen 

Auswirkungen sich die CO2-Bepreisung annähern soll. Gleichzeitig reizt sie 

Verbraucher*innen zu nachhaltigerem Verhalten an, etwa durch den Ersatz von Gas- und 

Ölheizungen durch Wärmepumpen, die energetische Modernisierung von Gebäuden, ein 
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sparsames Heizverhalten, eine spritsparende Fahrweise, die Nutzung des öffentlichen 

Nahverkehrs oder den Umstieg auf elektrische Antriebe. Bleiben fossile Brenn- und 

Kraftstoffe jedoch günstig, droht ein Verharren in der fossilen Energieversorgung mit 

entsprechenden immensen gesellschaftlichen Folgekosten.  

Verfehlen der gesetzlichen Klimaziele  

Insbesondere in den Bereichen Gebäude und Verkehr wurden die Emissionsminderungsziele 

in der Vergangenheit regelmäßig verfehlt. Statt wirksame Sofortprogramme aufzusetzen, 

wurde das Klimaschutzgesetz empfindlich geschwächt, indem die verpflichtende und 

zeitnahe sektorspezifische Nachsteuerung abgeschafft wurde. Da die Emissionen in diesen 

Sektoren im Vergleich zu anderen Sektoren wie der Energiewirtschaft kaum sinken, ist eine 

Verschärfung der Instrumente hier zwingend notwendig. Wird die CO2-Bepreisung 

ausgesetzt, droht eine weitere Vergrößerung der bereits jetzt erheblichen Ziellücken. Dies 

gefährdet nicht nur das Einhalten der rechtlich verbindlichen Ziele des nationalen 

Klimaschutzgesetzes, sondern auch der europäischen Vorgaben der Effort Sharing 

Regulation. Dadurch drohen Kosten für den Ankauf von Emissionszertifikaten, die im Juni 

2025 auf bis zu 33 Milliarden Euro bis 2030 beziffert wurden1. Seitdem ist die 

Emissionsminderungs-Lücke zwischen den gesetzlich vorgeschriebenen Klimazielen und den 

mit aktuellen politischen Maßnahmen prognostizierten tatsächlichen Emissionen sogar noch 

gewachsen. 

Fehlanreize bei Investitionen und Pfadabhängigkeiten 

Klimaschutz erfordert langfristige Planungssicherheit für Unternehmen, Bürgerinnen und 

Bürger, aber auch für politische Entscheidungen auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene. 

Ein kontinuierlich steigender CO2-Preis signalisiert dem Markt, dass sich Investitionen in 

fossile Technologien wie Verbrennungsmotoren oder Öl- & Gasheizungen langfristig nicht 

lohnen. Wird die Preiserhöhung gestoppt, leidet die Glaubwürdigkeit des Instruments und 

entstehen falsche Anreize. Es drohen fossile Lock-Ins.  

Fehlende Einnahmen für den ökologischen Umbau und die soziale Umsetzung 

Die Einnahmen aus dem nationalen Emissionshandel fließen in den KTF. Aus diesem Fonds 

werden wichtige ökologische Projekte finanziert, wie der Ausbau der Bahninfrastruktur, die 

Förderung von Wärmepumpen und Wärmenetzen oder Unterstützungen im Bereich der E-

Mobilität.  Bereits jetzt stehen Förderprogramme unter erheblichem finanziellem Druck und 

es drohen Kürzungen, obwohl die Dringlichkeit, Treibhausgasemissionen wirksam und 

schnell zu senken weiter zunimmt. Verschiedene Berechnungen gehen von 4-5 Milliarden 

Euro Mindereinnahmen für den KTF aus, sollte die CO2-Preis-Anhebung ausbleiben.2 Diese 

Mittel fehlen dem sozialverträglichen ökologischen Umbau von Gesellschaft und Wirtschaft. 

Dadurch entstehen nicht nur langfristige Folgekosten durch Umweltschäden mit 

gravierenden gesellschaftlichen Kosten, welche die kurzfristige Entlastung um ein Vielfaches 

übersteigen. Die Nutzung fossiler Energien erhöhen die Abhängigkeit Deutschlands von 

fossilen Importen und damit das Risiko von Energiepreiskrisen, die sich direkt in den 

Lebenshaltungskosten der Menschen widerspiegeln. Statt ein zentrales 

Klimaschutzinstrument als kurzsichtige Reaktion auf hohe Energiepreise abzuschwächen, 

fordert der BUND, ausreichend Mittel zur Verfügung zu stellen, um den Energieverbrauch zu 

 

1 Öko-Institut (2025), Die EU-Klimaschutzverordnung und ihre Bedeutung für Deutschland.  
2 Vgl u.a. Nationaler Brennstoffemissionshandel: Weniger Einnahmen für den Klimafonds in 2027 - Tagesspiegel 

Background vom 13. November 2025. 

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/ESR-Factsheet.pdf
https://background.tagesspiegel.de/energie-und-klima/briefing/weniger-einnahmen-fuer-den-klimafonds-in-2027
https://background.tagesspiegel.de/energie-und-klima/briefing/weniger-einnahmen-fuer-den-klimafonds-in-2027
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senken, fossile durch erneuerbare Energiequellen zu ersetzen und den Wandel sozial gerecht 

umzusetzen und abzufedern. Dazu gehören sozial zielgerichtete Förderprogramme und die 

pro-Kopf-Auszahlung eines Klima- oder Mobilitätsgeldes, dass insbesondere Menschen mit 

geringeren Einkommen entlasten und die Akzeptanz stärken würde.  

Verpasste wirtschaftliche Effekte  

Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen sind auch wirtschaftlich von großer Bedeutung. So 

löste zum im Förderjahr 2024 im Rahmen der Bundesförderung für effiziente Gebäude jeder 

Euro an Förderung 3,9 Euro an Investitionen aus, bei gewerblichen Anbietern lag der 

Hebeleffekt sogar beim Faktor 6. Damit verbunden sind auch Beschäftigungseffekte: durch 

die ausgelösten Baumaßnahmen wurden 182.000 Arbeitsplätze gesichert oder neu 

geschaffen. Hauptprofiteure waren dabei kleine und mittlere Unternehmen.3  

Gesundheitliche und ökologische Folgeschäden 

Der Transportsektor verursacht nicht nur Treibhausgase, sondern ist maßgeblich für lokale 

Umweltprobleme verantwortlich. Ein anhaltend hoher Verbrauch von Benzin und Diesel 

bedeutet eine fortgesetzte Belastung durch Stickoxide (NOx), Feinstaub und Lärm, 

insbesondere in urbanen Räumen. Dies schädigt Ökosysteme (z.B. durch Versauerung von 

Böden und Gewässern) und beeinträchtigt die menschliche Gesundheit. Eine Preiserhöhung 

drosselt den Verkehrskonsum insgesamt und reduziert somit auch diese sozialen und 

ökologischen Begleitschäden. Im Gebäudebereich bietet die energetische Gebäudesanierung 

neben geringeren Kosten für Beheizung und Kühlung von Räumen auch einen verbesserten 

Schutz vor Kälte, Schimmel und Hitze, gesundheitliche Risiken werden damit reduziert.  

15. Juli 2026 

 

 

 

 

 

3 Ifeu, FIW, ITG, Prognos (2025), Endbericht: Förderwirkungen BEG EM 2024.  

Kontakt 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) Bundesgeschäftsstelle 
Kaiserin-Augusta-Allee 5 | 10553 Berlin 
Tel. +49 3027586-40 | bund@bund.net | Kontakt:  Teamleiterin 
Koordination Klimaschutz,   
 
www.bund.net 

 

https://www.energiewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/PDF-Anlagen/BEG/beg-evaluation-2024-beg-em.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bund.net/
mailto:bund@bund.net
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